
Außen- und sicherheitspoliti-
sche Debatten wurden seit
der Millenniumswende kaum

so intensiv geführt wie seit dem Fe-
bruar 2022, dem Beginn dieser
Phase des völkerrechtswidrigen
Angriffs Russlands gegen die Uk-
raine. Natürlich auch in Österreich.
Strategische Eckpunkte wurden
festgelegt und Positionierungen
vorgenommen, in Panzer wird in-
vestiert, Flugzeuge wollen bestellt
werden und die Absicht bekundet,
Milliardenbeträge für den European
Sky Shield zur Verfügung zu stel-
len. Für die österreichische Marsch-
richtung werden u.a. Beschreibun-
gen wie Paradigmenwechsel, 180-
Grad-Drehung oder „kriegsfähig“
benützt.
All dies läuft, während die Sicher-
heitsstrategie zu Frühlingsbeginn
2024 seit Monaten im politischen
Willensbildungsprozess steckt und
nur kleine inhaltliche Häppchen an
die Öffentlichkeit gelangen. Aber
welche Sicherheit und welchen

Frieden braucht es eigentlich? Wel-
che Beiträge will Österreich leisten,
wie passen sie zusammen und wel-
che Instrumente und Methoden
sind dafür nötig?

Frieden, Sicherheit und Strategie

Sicherheit wird nach Heinz Gärtner
in seiner allgemeinsten Form als
„die Abwesenheit von Bedrohung
oder die Fähigkeit, Bedrohung ab-
wehren zu können“ definiert. Um-
fassend gedachter Frieden reicht
über Nicht-Krieg weit hinaus. Nach
dem Friedensforscher Johan Gal-
tung schließt ein „positiver Frie-
densbegriff“ auch die Abwesenheit
von Gewaltstrukturen (z.B. gerech-
te und friedensfähige Handelspoli-
tik) und die Absenz jener Gewalt
ein, die direkte Gewalt und struktu-
relle Gewalt rechtfertigen. Der Frie-
densforscher Ernst-Otto Czempiel
sieht Frieden im Bereich des inter-
nationalen Systems dann, wenn
„Konflikte kontinuierlich ohne die

Anwendung organisierter militäri-
scher Gewalt bearbeitet werden.“
Die Bausteine sind Frieden durch
Völkerrecht und internationale Or-
ganisationen, Frieden durch Wohl-
stand sowie durch die Demokrati-
sierung der Herrschaftssysteme.
Aber auch bei der Sicherheit kommt
es darauf auf, wessen Sicherheit
und wie diese erreicht werden soll.

Moderne Strategie versteht sich
nach dem Wörterbuch zur Sicher-
heitspolitik (Meier, Nelte, Huhn) als
„Methode zum Erreichen sicher-
heitspolitischer Ziele, indem sie Di-
plomatie und Außenpolitik, Verteidi-
gungspolitik sowie Finanz-, Wirt-
schafts-, Entwicklungs- und Tech-
nologiepolitik auf ein Ziel hin aus-
richtet“.

Strategischer Kopfstand

Seit der Eskalation des Krieges ab
dem Februar 2022 wurde über die
Neuausrichtung der etwa 10 Jahren
alten Österreichischen Sicherheits-
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strategie debattiert. Es wurden Ex-
pert*innen zugezogen, Arbeitsgrup-
pen eingerichtet, kleine Details in
der Öffentlichkeit gestreut und vor
allem wurde an Aufträgen für die
Rüstungsindustrie gefeilt. Wie sich
einzelne Komponenten der Aufrüs-
tung in eine Gesamtstrategie ein-
betten können und worin internatio-
nale konstruktive Beiträge Öster-
reichs bestehen, ist auch zu Früh-
jahrsbeginn 2024 noch in keine fi-
nale und öffentlich zugängliche
Strategie gegossen. Der übliche
Weg wäre: lege eine Strategie fest
und finde folglich daraus Instrumen-
te und Methoden zur Umsetzung.
Österreich stellt jedoch bis ins Jahr
2027 rund 18 Milliarden Euro für
Aufrüstung – ein Vielfaches des ak-
tuellen Jahresmilitärbudgets – zur
Verfügung, fixiert Budgetpfade aber
die eigentlich grundlegende Strate-
gie lässt auf sich warten. Vorlegt
wurde ein aus größtenteils externer
Feder stammendes Risikobild, wel-
ches „die Welt aus den Fugen“
sieht.

Dass wichtige Weichenstellungen
vor der Annahme einer neuen Si-
cherheitsstrategie erfolgen, ist be-
reits aus der letzten Strategiedebat-
te 2013 bekannt. Die Menschen
wurden zur Volksbefragung über
das Wehrsystem gerufen und erst
später wurde die Strategie vorge-
stellt. Erst die Festlegung der In-
strumente, dann die Strategie ist
der Weg zum sicherheitspolitischen
Kopfstand.

Österreichs letzte Sicherheitsstra-
tegie wurde 2013 angenommen.
Die vorhergehende Version wurde
als Sicherheits- und Verteidigungs-
doktrin im Jahr 2001 beschlossen.
Die inhaltliche Ausgestaltung folgte
einerseits der Bewertung der Si-
cherheitslage sowie entsprechen-
den Schlussfolgerungen und ande-
rerseits auch politischen Befindlich-
keiten. So wurde die Neutralität in
der Doktrin des Jahres 2001 zur Al-
lianzfreiheit und 2013 wieder als
eine der Handlungsgrundlagen be-
trachtet.

Friedensstrategie

Der österreichische Zweig des Ver-
söhnungsbundes engagiert sich im
Rahmen der internationalen Debat-
te zu „Sicherheit neu denken“. Dazu
gehörte u.a. eine in Buchform doku-
mentierte Tagung in Linz unter dem
Titel „Frieden ist möglich – aber si-
cher! Impulse für eine gewaltfreie
Gestaltung von Gesellschaft und
Staat“ oder die internationale Ver-
netzung mit zivilgesellschaftlichen
Bewegungen zu „Sicherheit neu
denken“, „rethinking security“ und
„repenser la sécurité“ in Salzburg.

Gemeinsam mit zahlreichen Orga-
nisationen und Privatpersonen wur-
de nun von Versöhnungsbund (Ver-
antwortlichkeit von Thomas Roith-
ner) und ICAN Partner (unter der
Verantwortlichkeit von Fabian Häm-
merle) eine Österreichische Frie-
densstrategie verfasst und mit me-
dialer Unterstützung der Kronen
Zeitung auch der Öffentlichkeit vor-
gestellt. Das 22 Seiten umfassende
Gesamtdokument beinhaltet drei
Teile. Teil eins besteht aus einer
friedenspolitischen Leitschnur. Der
zweite Teil analysiert friedens- und
sicherheitspolitische Brennpunkte
und Teil drei bietet konkrete Hand-
lungsoptionen.

Zentraler Grundstein der Friedens-
strategie ist die immerwährende
Neutralität Österreichs. „Völker-
rechtlich“, so die Strategie „ist die
Neutralität die Verpflichtung, sich
an keinen Kriegen im Sinne des
Völkerrechts zu beteiligen. Unab-
hängig davon, wer Krieg führt, wo
oder wann dieser geführt wird.“ Be-
standteil ist nicht nur die rechtliche
Dimension samt dem Bundesver-
fassungsgesetz aus dem Jahr
1955, sondern auch die politische
Dimension. „Durch aktive Neutrali-
tätspolitik soll gestärkt werden, was
die internationale Politik an Gewalt-
freiem zu wenig hat, was überse-
hen wird oder wofür neben steigen-
den Militärbudgets kein Platz
scheint.“ Das Augenscheinliche an
der Österreichischen Friedensstra-

tegie ist, dass sie konstruktive frie-
denspolitische Elemente und weni-
ger die Kritik an der aktuellen Lage
ins Zentrum rückt.

Instrumentenkasten

Ziel der Österreichischen Friedens-
strategie ist die Skizzierung von An-
sätzen, „um Konflikte frühzeitig zu
erkennen und diese mit friedlichen
Mitteln zu bearbeiten.“ Österreich
ist solidarisch und nützlich, „wo ge-
waltfreie Instrumente erfolgverspre-
chend sind, jedoch international
nicht ausreichend zum Einsatz ge-
langen und zu wenig erforscht wer-
den.“ „Kern der Strategie sind zivile
Kapazitäten zur Bearbeitung von
Konflikten, Maßnahmen zur Stär-
kung des internationalen Gewalt-
verbots sowie die Adressierung von
Konfliktursachen durch zivile Kri-
senprävention und Vertrauensbil-
dung. Dies dient der menschlichen
Sicherheit.“
Zivile Instrumente und Einsatzmög-
lichkeiten werden nicht nur be-
nannt, sondern für sie soll es nach
der Friedensstrategie „einen ver-
bindlichen finanziellen Rahmen [ge-
ben], um auf globaler, gesamteuro-
päischer, nationaler und zivilgesell-
schaftlicher Ebene gefragte und
langfristig glaubwürdige Beiträge zu
Friedenssicherung und Gewaltprä-
vention leisten zu können.“ Dabei
wird auch verdeutlicht, dass die De-
batte über adäquate Beiträge Ös-
terreich auch eine bildungspoliti-
sche Aufgabe ist.
In Analyse und Schlussfolgerungen
spielen nicht nur direkte Gewalt,
sondern Gewaltstrukturen und die
Rechtfertigung von Gewalt eine
wichtige Rolle. „Die effektivsten zi-
vilen Mechanismen helfen jedoch
nicht genug, wenn Wirtschafts- und
Handelbeziehungen nicht friedens-
fähig ausgestaltet werden und mas-
sive Ungleichheit und soziale Spal-
tung erzeugen. Bereits heute wirkt
die Klimaerhitzung in Konfliktsituati-
onen mitunter als Multiplikator von
Risiko und Stress.“
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Wer macht Frieden?

Die Friedensstrategie baut auf ei-
nem „institutionellen Pluralismus“
auf. Nicht nur anhand der aktuellen
Kriege, sondern auch am Klima-
wandel zeigt sich „die Notwendig-
keit von inkludierend wirkenden in-
ternationalen Organisationen, bei
denen alle Staaten mit am Tisch sit-
zen“ und es werden besonders die
Vereinten Nationen und die Organi-
sation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit (OSZE) benannt. Her-
ausgearbeitet wird auch die Rolle
zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen, die „gerade bei der Krisenprä-
vention, humanitärer Hilfe sowie
Versöhnungsprozessen als wertvol-
le Bausteine zur Konfliktbearbei-
tung zu stärken“ sind.

Die Friedensstrategie begründet
eine umfassende Demokratisie-
rung. „Sicherheitspolitik ist nicht nur
Aufgabe eines Ministeriums, der Di-
plomatie, transnationaler Wirt-
schaftstreibender und besonders
nicht der Rüstungs- und Sicher-
heitsbranche. Österreich setzt auf
nationaler wie internationaler Ebe-
ne konkrete Schritte zur Demokrati-
sierung, Transparenz und (zivil-)ge-
sellschaftlicher Teilhabe.“ Folglich
wird nicht nur auf EU-Ebene für
mehr parlamentarische Kompeten-
zen plädiert, sondern beispielswei-

se auch auf UN-Ebene für eine
„verbesserte Repräsentanz von
Staaten des globalen Südens in in-
ternationalen Foren.“

Welche Sicherheit?

Die Friedensstrategie schließt am
Konzept der „menschlichen Sicher-
heit“ an. „Diese versteht sich nicht
primär als militärischer Ansatz für
territoriale Sicherheit, sondern als
Sicherheit des Menschen. Dabei
bilden wirtschaftliche Sicherheit, Si-
cherheit der Umwelt, Sicherheit der
Ernährung und Gesundheit, per-
sönliche Sicherheit, Sicherheit der
Gemeinschaft und politische Si-
cherheit das Zentrum.“ Gemessen
wird menschliche Sicherheit u.a.
auch an der Umsetzung der UN-
Resolution 1325 über die Frauen,
Frieden und Sicherheit oder bei der
Erreichung der Nachhaltigen Ent-
wicklungsziele der UNO.

Klimawandel

Die Friedensstrategie betrachtet ei-
nen engen Rahmen sicherheitspoli-
tischer Instrumente als „ungeeig-
net, um den Klimawandel und seine
sozio-ökonomischen Folgen an der
Wurzel zu packen.“ „Rüstung und
Militär sind klimapolitisch kontrapro-

duktiv und Teil des Problems“. Für
eine gerecht wirkende Klimapolitik
benötigt es „besonders auch gesell-
schaftliche Veränderung in unse-
rem Wirtschaften, unserer Mobilität
und Konsumgewohnheiten“.

Grundsätzlich bedeutet weniger
Rüstung auch weniger Treibhaus-
gasemissionen und die Strategie
empfiehlt proaktiv eine eigene Kli-
mabilanz betreffend Militär und
Rüstung zu erstellen. Dabei gilt es
zu erläutern, wie der Beitrag des
Sektors zum EU-Ziel von minus 55
% bei Treibhausgasen aussieht und
wie sich ein verbindlicher, transpa-
renter und international vergleich-
barer Pfad zur Reduktion darstellt.

Auslandseinsätze

Österreich beteiligt sich seit 1960
an UN-Einsätzen. EU-Auslandsein-
sätze machen seit 2003 einen Cha-
rakterwandel der EU deutlich. Ös-
terreich entsendet heute deutlich
mehr Soldat*innen im Rahmen von
EU- und NATO-Einsätzen als direkt
unter UN-Strukturen (wenngleich
alle Einsätze eine völkerrechtliche
Basis aufweisen).

Mit der Österreichischen Sicher-
heitsstrategie 2013 wurde die Neu-
tralität als Handlungsgrundlage er-
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wähnt, jedoch nicht zum Entschei-
dungsmaßstab für die Beteiligung
an EU-Militäreinsätzen gemacht.
Die Österreichische Friedensstrate-
gie empfiehlt, für Einsätze ein zwin-
gendes UN-Mandat sowie eine
breite Prüfung der nationalen und
völkerrechtlichen Verpflichtungen
aus der Neutralität vorzunehmen.

„Österreich“, so die Friedensstrate-
gie, soll „seine Beiträge da verstär-
ken, wo die EU viel zu schwach-
brüstig ist.“ Ziviles Personal in EU-
Einsätzen, welches von den Mit-
gliedstaaten gestellt wird, ist im Ver-
gleich zum Zeitpunkt vor 10 Jahren
quantitativ weniger geworden (mit
einer leichten Erholung in den letz-
ten 5 Jahren). Mit Stand vom
Herbst 2023 entsandte Finnland im
Vergleich zu Österreich vier Mal
und Schweden fünf Mal so viele zi-
vile Kräfte in EU-Einsätze. Auch Ir-
land schickt mehr Zivile als Öster-
reich.

Nichtstaatliche Friedensfachkräfte
sollen nach der Friedensstrategie
auch wichtige Beiträge zur Gewalt-
prävention und Friedensförderung
leisten. Nach dem aktuellen Regie-
rungsprogramm wird die Einfüh-
rung eines Zivilen Friedensdienstes
in Österreich geprüft. Lokale zivil-
gesellschaftliche Akteur*innen in
Krisen- und Konfliktgebieten sollen
dabei durch fachspezifisch ausge-
bildete zivile Friedensfachkräfte un-
terstützt werden, um an den Ursa-
chen, Folgen und Verläufen von
Konflikten mit gewaltfreien Mittel zu
arbeiten.

Konkret empfiehlt die Österreichi-
sche Friedensstrategie den Aufbau
eines Pools von 500 zivilen Kräften
bis ins Jahr 2029, die im Rahmen
von UNO, OSZE, EU und nicht-
staatlichen Organisationen für Aus-
landseinsätze zur Verfügung ste-
hen. Der Zivile Friedensdienst soll
bis 2029 mindestens 50 Friedens-
fachkräfte-Entsendungen errei-
chen.
Für Katastrophenschutz wird nach
der Friedensstrategie ein zivil orga-

nisiertes Technisches Hilfswerk ge-
schaffen. Das Budget für Entwick-
lungszusammenarbeit soll umge-
hend auf 0,7 % der Wirtschaftsleis-
tung angehoben werden. Öster-
reichs Außenpolitik wird nach der
Friedensstrategie darauf ausgerich-
tet, präventiv auf die Reduzierung
von Fluchtursachen zu wirken. Be-
sondere Solidarbeiträge im Rah-
men des UN-Flüchtlingshochkom-
missariats UNHCR sollen geleistet
werden. Kooperation im Bereich
Cybersecurity werden unter ziviles
Kommando gestellt. Auch um Des-
information zu begegnen, setzt die
Friedensstrategie auf Bildung. Die-
se „ist einer der nachhaltigsten
Wege, gesellschaftlicher Manipula-
tion vorzubeugen.“

Friedensvermittlung

Als Verhandlungsort, Gastgeber
und Anbieter „guter Dienste“ hat
Österreich großes Ansehen. Um je-
doch die Rolle des Friedensvermitt-
lers einzunehmen, „sind staatliche
personelle und finanzielle Kapazitä-
ten zu stärken und die unterstützen-
de Zusammenarbeit mit wissen-
schaftlichen und zivilgesellschaftli-
chen Einrichtungen zu intensivie-
ren.“ Hier ist besonders anzufüh-
ren, dass „die starke Involvierung
von Frauen in Friedensprozesse zu
langfristig tragfähigeren Lösungen
führt“. Eine im Februar 2024 publi-
zierte Studie des European Council
on Foreign Relations (ECFR) zur
Haltung der Bevölkerung in 12
Staaten hat gezeigt, dass die Unter-
stützung der in Österreich Befrag-
ten zu Friedensabkommen beson-
ders ausgeprägt ist.

Abrüstung

Die Friedensstrategie empfiehlt die
Kräftigung der staatlichen und zivil-
gesellschaftlichen Ansätze zur hu-
manitär begründeten Abrüstung bei
Anti-Personen-Minen, Streumuniti-
on, Atomwaffen oder tödlichen voll-
ständig autonomen Waffensyste-

men. Der Waffenhandelsvertrag
(Arms Trade Treaty) ist u.a. durch
einen umfassenden Rüstungsex-
portbericht zu unterstützen und leis-
tet auf diesem Weg einen Beitrag
zur Transparenz.

Die vollständige Fassung der Ös-
terreichischen Friedensstrategie ist
unter https://www.versoehnungs-
bund.at/oesterreichische-friedens-
strategie/ einsehbar.

Thomas Roithner, Friedensfor-
scher, Mitarbeiter des Versöh-
nungsbundes und Privatdozent für
Politikwissenschaft an der Univer-
sität Wien
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